Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1098 


Sachgebiet 603 


Vorblatt 


Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Durch die Intensivierung des Länderfinanzausgleichs aufgrund 
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern vom 28. August 1969 (BGBL I S. 1432) ist zwar er- 
reicht worden, daß nunmehr ein Ausgleich der Steuerkraft der 
ausgleichsberechtigten Länder auf mindestens 95 v. H. der Aus- 
gleichsmeßzahl erreicht wird, doch bleiben gleichwohl fühlbare 
Unterschiede in der Finanzausstattung der Länder bestehen. 
Durch Entschließung vom 21. November 1969 hat daher der 
Bundesrat die Bundesregierung gebeten, eine Gesetzesvorlage 
einzubringen, die die Gewährung von Ergänzungszuweisungen 
an leistungsschwache Länder vorsieht. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht im Anschluß an die Regelung für 
1969 Ergänzungszuweisungen in Höhe von je 100 Millionen DM 
für die Ausgleichsjahre 1970 und 1971 an die Länder Bayern, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig- 
Holstein vor, die im Haushaltsplan 1970 (Finanzhaushalt, Ein- 
zelplan 60, Kapitel 60 02, Titel 612 01) bereits enthalten sind. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Haushaltsjahr 1970: 100 Millionen DM 
Haushaltsjahr 1971: 100 Millionen DM 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

IV/5 — 52611 — Fi 8/70 


Bonn, den 14. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über den Finanz- 
ausgleich zwischen Bund und Ländern 

nebst Begründung und einer Anlage (Anlage 1) mit der Bitte, 
die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. Juni 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist der Anlage 3 zu entnehmen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Dr. Ehmke 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen 

Bund und Ländern 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern vom 28. August 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1432) wird wie folgt geändert: 


Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 


„§ 11 a 

Ergänzungszuweisungen des Bundes 


(1) Der Bund gewährt den nachstehenden 
ausgleichsberechtigten Ländern in den Ausgleichs- 
j ähren 1970 und 1971 folgende Ergänzungszuwei- 
sungen: 


Bayern 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 


18 000 000 DM 
38 000 000 DM 
22 000 000 DM 
6 000 000 DM 
16 000 000 DM 


(2) Die Zuweisungen nach Absatz 1 sind mit 
je einem Viertel ihres Betrages am 15. März, 
15. Juni, 15. September und 15. Dezember fällig. " 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 in Kraft. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/1098 


Begründung 


I. Der Finanzausgleich nach der Finanzreform 

Nach Verabschiedung des Finanzreformgesetzes im 
Mai 1969 ist der Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern im Gesetz vom 28. August 1969 (BGBL I 
S. 1432) neu geregelt worden. Dieses Gesetz trifft in 
Durchführung des neugefaßten Artikel 107 Abs. 1 
GG Bestimmungen über die Verteilung des Länder- 
anteils an der Umsatzsteuer unter den Ländern, 
paßt den Länderfinanzausgleich unter grundsätz- 
licher Beibehaltung der bisherigen Systematik an 
die neue Steuerverteilung an und verstärkt ihn. 

Die neue Regelung der Steuerverteilung führt zu 
einer Verbesserung der Steuereinnahmen der lei- 
stungsschwachen Länder im Vergleich zur bisheri- 
gen Regelung. Diese Ausgleichswirkung wird da- 
durch erreicht, daß nach Artikel 107 Abs. 1 GG 

a) der Länderanteil an der Umsatzsteuer nicht nach 
dem örtlichen Aufkommen, sondern nach der Ein- 
wohnerzahl verteilt wird 

und 

b) darüber hinaus bis zu 25 v. H. des Länderanteils 
an der Umsatzsteuer nach näherer Regelung des 
Finanzausgleichsgesetzes zur Vorwegauffüllung 
der Steuereinnahnen der leistungsschwachen 
Länder verwendet werden können. 

Im Umfang dieser Verbesserung der Steuerausstat- 
tung wird der Finanzausgleich unter den Ländern 
in seinem Volumen entlastet. 

Die Intensivierung des Länderfinanzausgleichs be- 
wirkt, daß nunmehr ein Ausgleich der Steuerkraft 
der ausgleichsberechtigten Länder auf mindestens 
95 v. H. der Ausgleichsmeßzahl erreicht wird, wäh- 
rend bis 1968 die Steuerkraft lediglich auf minde- 
stens 91 v. H. der Ausgleichsmeßzahl angehoben 
wurde. Eine Vorausberechnung des Länderfinanz- 
ausgleichs 1970 ist als Anlage beiigefügt. 

Trotz der erzielten Verbesserungen bleiben fühl- 
bare Unterschiede in der Finanzausstattung der Län- 
der bestehen. 


II. Ergänzungszuweisungen des Bundes 
an leistungsschwache Länder 

Zuweisungen des Bundes aus seinen Mitteln an 
leistungsschwache Länder kommen gemäß Arti- 
kel 107 Abs. 2 GG nur subsidiär zur ergänzenden 
Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs dieser Län- 
der in Betracht. Primär ist es Aufgabe des Finanz- 
ausgleichs unter den Ländern sicherzustellen, daß 
die unterschiedliche Finanzkraft der Länder ange- 
messen ausgeglichen wird. 

Durch Entschließung vom 21. November 1969 hat der 
Bundesrat die Bundesregierung gebeten, eine Ge- 
setzesvorlage einzubringen, die die Gewährung 
von Ergänzungszuweisungen an leistungsschwache 
Länder vorsieht. Dieser Bitte folgt die Bundesregie- 
rung mit dem Gesetzentwurf, nachdem sie für 1970 
und 1971 Ergänzungszuweisungen in Höhe von je 
100 Millionen DM im Entwurf des Bundeshaushalts 
1970 und dm Finanzplan 1969 bis 1973 für 1971 be- 
rücksichtigt hat. Sie hat sich dazu entschlossen, um 
einen Beitrag zur Minderung der Steuerkraftunter- 
schiede zwischen den Ländern zu leisten. 

III. Zur Einzelvorschrift § 1 1 a 

§ 11 a regelt die Ergänzungszuweisungen des Bun- 
des an die leistungsschwachen Länder für die Aus- 
gleichsjahre 1970 und 1971. 

Absatz 1 legt die Höhe der Ergänzungszuweisungen 
und ihre Aufteilung auf die einzelnen Länder fest. 
Die Aufteilung ist im Anschluß an die Regelung für 
1969 vorgenommen worden. 

Absatz 2 regelt die Fälligkeit der Ergänzungszuwei- 
sungen in vierteljährlichen Beträgen. 

IV. Finanzielle Auswirkungen 

Das Gesetz belastet den Bund in den Jahren 1970 
und 1971 mit je 100 Millionen DM und führt zu 
Einnahmeverbesserungen bei den in § 11a genann- 
ten Ländern. 

Die Ausgaben sind im Entwurf des Bundeshaushalts- 
plan 1970 sowie im Finanzplan 1969 bi,s 1973 berück- 
sichtigt. 
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Anlage 


Vorausberechnung des Finanzausgleichs unter den Ländern 

Beträge in Millionen DM 



Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Baden- 

Württem- 

berg 

Nieder- 

sachsen 

j 

1. Einwohner in 1000 am 30. Juni 1969 

17 039,4 

10 490,3 

8 822,1 

7 067,2 

2. Einwohnerwertung zum Ausgleich 





a) der Ländersteuern 

17 039,4 

10 490,3 

8 822,1 

7 067,2 

b) der Gemeindesteuern 

19 135,2 

11 256,1 

9 395,5 

7 512,4 

! 

3. 50 v. H. der staatlichen Einkommen- und 





Körperschaftsteuer J ) 

8 535,8 

4 376,5 

4 838,0 

2 552,6 

4. 50 v. II. der Gewerbesteuerumlage 2 ) 

812,2 

418,5 

452,7 

248,3 

5. Vermögensteuer 

828,6 

421,4 

423,8 

239,6 

6. Abführung an den Lastenausgleich 3 ) 

- 207,2 

- 105,4 

-105,9 

- 59,9 

7. Erbschaftsteuer 

104,8 

53,4 

53,5 

32,0 

8. Kraftfahrzeugsteuer 

1 018,3 

654,5 

586,6 

422,7 

9. Rennwett- und Lotteriesteuer (o. Totalisator- 





Steuer) 

153,2 

64,4 

65,6 

52,4 

10. Biersteuer 

345,2 

311,4 

160,2 

63,4 

11. Steuern nach dem Aufkommen 

1 1 590,9 

6 194,7 

6 474,5 

3 551,1 

12. 30 v. H. der Umsatzsteuer 4 ) 

2 694,9 

1 913,8 

1 284,9 

1 680,8 

13. Steuern der Länder zusammen 

14 285,8 

8 108,5 

7 759,4 

5 231,9 

14. Abgeltung von Sonderbelastungen 




- 6,0 

15. Steuern der Länder im Finanzausgleich 

14 285,8 

8 108,5 

7 759,4 

5 225,9 

Gemeindesteuern 





16. Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 5 ) .... 

2 201,6 

1 168,4 

1 188,7 

649,7 

Realsteuerkraft 1968°) 





17. Grundsteuer A: 180 v. H 

55,7 

82,5 

69,1 

70,3 

18. Grundsteuer B: 180 bis 250 v. H 

540,4 

272,1 

284,2 

173,4 

19. Kürzung um 20 v. H 



- 56,8 


20. Gewerbesteuer vom Ertrag und Kapital: 





250 v. H 

2 802,3 

1 444,1 

1 561,8 

857,0 

21. zusammen 

3 398,4 

1 798,7 

1 858,3 

1 100,7 

22. abzüglich Gewerbesteuerumlage 2 ) 

-1 624,3 

- 837,1 

-905,3 

-496,7 

23. Gemeindesteuern im Finanzausgleich 

3 975,7 

2 130,0 

2 141,7 

1 253,7 

Gekürzter Ansatz im Finanzausgleich 





24. Gemeindeanteil an der Einkommensteuer: 





! 50 v. H 

1 100,8 

584,2 

594,4 

324,8 

25. Grundsteuer A: 61,96121 v. H 

34,5 

51,1 

42,8 

43,6 

26. Grundsteuer B: 64,74320 v. H 

349,9 

176,2 

147,2 

112,3 

27. Gewerbesteuer: 74,43957 v. H 

2 086,0 

1 075,0 

1 162,6 

637,9 

28. abzüglich Gewerbesteuerumlage: 50 v. H 

- 812,2 

- 418,5 

-452,7 

-248,3 

29. Gesamtansatz im Finanzausgleich 

2 759,0 

1 468,0 

1 494,3 

870,3 
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im Ausgleichs jahr 1970 9 ) 


Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Saarland 

Hamburg 

Bremen 

insgesamt 

Berlin 

5 379,1 

3 659,5 

2 546,5 

1 129,0 

1 818,6 

755,3 

58 707,0 

2 135,1 

5 379,1 

3 659,5 

2 546,5 

1 129,0 

2 455,1 

1 019,7 

59 607,9 


5 793,3 

3 816,9 

2 722,2 

1 187,7 

2 355,1 

910,9 

64 085,3 


3 193,9 

1 263,0 

837,8 

328,0 

1 841,3 

471,7 

28 238,6 

628,4 

257,4 

137,3 

77,5 

28,8 

150,0 

44,3 

2 627,0 

87,4 

330,1 

105,9 

57,2 

37,2 

195,4 

41,8 

2 681,0 

119,0 

- 82,5 

- 26,5 

- 14,3 

- 9,3 

- 48,9 

- 10,4 

- 670,3 

- 29,8 

62,8 

9,7 

10,7 

1,8 

27,4 

6,9 

363,0 

27,0 

348,4 

229,1 

155,0 

62,6 

125,2 

47,6 

3 650,0 

100,0 

46,1 

26,3 

18,2 

9,5 

36,1 

7,2 

479,0 

33,0 

95,7 

67,6 

11,2 

28,4 

34,7 

23,2 

1 141,0 

39,0 

4 251,9 

1 812,4 

1 153,3 

487,0 

2 361,2 

632,3 

38 509,3 

1 004,0 

783,6 

896,8 

732,0 

348,9 

264,8 

110,0 

10710,5 

389,5 

5 035,5 

2 709,2 

1 885,3 

835,9 

2 626,0 

742,3 

49 219,8 

1 393,5 


- 20,0 

- 30,0 

- 55,0 

- 55,0 

- 25,0 

- 191,0 

— 

5 035,5 

2 689,2 

1 855,3 

780,9 

2 571,0 

717,3 

49 028,8 

1 393,5 

685,1 

322,8 

240,0 

89,1 

438,0 

124,4 

7 107,8 

158,2 

32,2 

30,5 

26,2 

2,8 

1,4 

0,5 

371,2 


153,1 

89,4 

62,4 

32,9 

78,4 

37,3 

1 723,6 


- 8,8 

- 3,0 





- 68,6 


888,2 

473,9 

267,5 

99,4 

517,5 

152,7 

9 064,4 


1 064,7 

590,8 

356,1 

135,1 

597,3 

190,5 

11 090,6 


-514,8 

-274,7 

-155,0 

- 57,6 

-300,0 

- 88,5 

-5 254,0 

-174,7 

1 235,0 

638,9 

441,1 

166,6 

735,3 

226,4 

12 944,4 


342,6 

161,4 

120,0 

44,5 

219,0 

62,2 

3 553,9 

79,1 

20,0 

18,9 

16,2 

1,7 

0,9 

0,3 

230,0 

0,0 

93,4 

55,9 

40,4 

21,3 

50,8 

24,1 

1 071,5 

73,5 

661,2 

352,8 

199,1 

74,0 

385,2 

113,7 

6 747,5 

257,5 

-257,4 

-137,3 

- 77,5 

- 28,8 

-150,0 

- 44,3 

-2 627,0 

- 87,4 

859,8 

451,7 

298,2 

112,7 

505,9 

156,0 

8 975,9 

322,7 
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Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Baden- 

Württem- 

berg 

Nieder- 

sachsen 

1. 

Steuern der Länder im Finanzausgleich 

14 285,8 

8 108,5 

7 759,4 

5 225,9 

2. 

Gemeindesteueransatz dm Finanzausgleich .... 

2 759,0 

1 468,0 

1 494,3 

870,3 

3. 

Steuerkraftmeßzahl 

17 044,8 

9 576,5 

9 253,7 

6 096,2 

4. 

Meßzahl zum Ausgleich 

der Ländersteuern 7 ) 

14 015,3 

8 628,5 

7 256,4 

5 812,9 

5. 

der Gemeindesteuern 8 ) 

2 680,1 

1 576,5 

1 316,0 

1 052,2 

6. 

Ausgleichsmeßzahl 

16 695,4 

10 205,0 

8 572,4 

6 865,1 

7. 

Überschüsse ( + ), Fehlbeträge ( — ) 

+ 349,4 

-628,5 

+ 681,3 

-768,9 

8. 

Fehlbeträge von 92 bis 100 v. H 


628,5 


549,2 

9. 

bis 92 v. H 


— 


219,7 

10. 

Überschüsse von 100 bis 102 v. H 

333,9 


171,4 


11. 

von 102 bis 110 v. H 

15,5 


509,9 


12. 

über 110 v. H 

— 


— 


13. 

Ausgleichspflichtige Überschüsse 

von 102 bis 110 v. H.: 70 v. H 

10,9 


356,9 


14. 

über 110 v. H.; 100 v. H 

— 


— 


15. 

zusammen 

10,9 


356,9 


16. 

Zuweisungen von 92 bis 100 v. H.: 37,5 v. H. 


+ 235,7 


+ 205,9 

17. 

bis 92 v. H.: 100 v. H 


— • 


+ 219,7 

18. 

Beiträge (89,90219 v. H. der ausgleichspflichtigen 
Überschüsse) 

- 9,8 


-320,8 


19. 

zusammen 

- 9,8 

+ 235,7 

-320,8 

+ 425,6 


Kontrollrechnung 





20. 

Steuern der Länder 

14 285,8 

8 108,5 

7 759,4 

5 231,9 

21. 

Beiträge und Zuweisungen 

- 9,8 

+ 235,7 

-320,8 

+ 425,6 

22. 

Steuern der Länder nach Finanzausgleich .... 

14 276,0 

8 344,2 

7 438,6 

5 657,5 

23. 

in DM je Einwohner 

837,82 

795,42 

843,18 

800,53 

24. 

in v. H. des Länderdurchschnitts 

99,9 

94,9 

100,6 

95,5 

25. 

Änderung des Finanzausgleichs 

in Millionen DM 

+ 9,8 

+ 11,1 

- 5,3 


26. 

in DM je Einwohner 

+ 0,58 

+ 1,06 

- 0,60 


27. 

Beiträge und Zuweisungen nach Kontroll- 
rechnung 

— 

+ 246,8 

-326,1 

+ 425,6 


*) Siehe Seite 8 Ziffer 9. — 2 ) Abschlagzahlung 1970, regionalisiert nach den Grundbeträgen der Gewerbesteuer 
von Ertrag und Kapital 1968. — 3 ) 25 v. H. des Vermögensteueraufkommens. — 4 ) Siehe Seite 8 Ziffer 27. — 
5 ) Siehe Seite 8 Ziffer 4. — 6 ) Grundbeträge 1969 noch nicht bekannt. — ■ 7 ) 822,5218 5 DM je gewerteten Ein- 
wohner. — 8 ) 140,06176 DM je gewerteten Einwohner. — 9 ) Die Vorausberechnung basiert auf den Schätzungs- 
ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" vom 20. Januar 1970. 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1098 


Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Saarland 

Hamburg 

Bremen 

insgesamt 

Berlin 

5 035,5 

2 689,2 

1 855,3 

780,9 

2 571,0 

717,3 

49 028,8 

! 

1 393,5 

859,8 

451,7 

298,2 

112,7 

505,9 

156,0 

8 975,9 

322,7 

5 895,3 

3 140,9 

2 153,5 

893,6 

3 076,9 

873,3 

58 004,7 

1 716,2 

4 424,4 

3 010,0 

2 094,6 

928,6 

2 019,4 

838,7 

49 028,8 


811,4 

534,6 

381,3 

166,3 

329,9 

127,6 

8 975,9 


5 235,8 

3 544,6 

2 475,9 

1 094,9 

2 349,3 

966,3 

58 004,7. 


+ 659,5 

-403,7 

-322,4 

-201,3 

+ 727,6 

- 93,0 

±2 417,8 



283,6 

198,1 

87,6 


77,3 

1 824,3 



120,1 

124,3 

113,7 


15,7 

593,5 


104,7 




47,0 


657,0 


418,9 




187,9 


1 132,2 


135,9 




492,7 


628,6 


293,2 




131,5 


792,5 


135,9 




492,7 


628,6 


429,1 




624,2 


1421,1 



+ 106,3 

+ 74,3 

+ 32,9 


+ 29,0 | 

+ 684,1 


• 

+ 120,1 

+ 124,3 

+ 113,7 


+ 15,7 

+ 593,5 


-385,8 




-561,2 


-1 277,6 


-385,8 

+ 226,4 

+ 198,6 

+ 146,6 

-561,2 

+ 44,7 

± 1 277,6 


5 035,5 

2 709,2 

1 885,3 

835,9 

2 626,0 

742,3 

49 219,8 


-385,8 

+ 226,4 

+ 198,6 

+ 146,6 

-561,2 

+ 44,7 

± 1 277,6 


4 649,7 

2 935,6 

2 083,9 

982,5 

2 064,8 

787,0 

49 219,8 


864,40 

802,19 

818,34 

870,24 

1 135,38 

1 041,97 

838,40 


103,1 

95,7 

97,6 

103,8 

135,4 

124,3 

100,1 


- 6,4 




- 9,2 


± 20,9 


1,19 




- 5,06 



-392,2 

+ 226,4 

+ 198,6 

+ 146,6 

-570,4 

+ 44,7 

± 1 288,7 
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Berechnung der Länderanteile an der Einkommen- 

Beträge in 


Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Baden- 

Württem- 

berg 

Nieder- 

sachsen 

1. Lohnsteuer 

9 746,5 

4 961,5 

5 339,3 

3 037,6 

2. Veranlagte Einkommensteuer 

5 979,5 

3 384,0 

3 151,2 

1 603,3 

3. zusammen 

15 726,0 

8 345,5 

8 490,5 

4 640,9 

4. abzüglich 14 v. H. Gemeindeanteil 

2 201,6 

1 168,4 

1 188,7 

649,7 

5. staatliche Einkommensteuer 

13 524,4 

7 177,1 

7 301,8 

3 991,2 

6. nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 

621,1 

201,4 

245,9 

86,8 

7. Körperschaftsteuer 

2 926,1 

1 374,5 

2 128,2 

1 027,2 

8. staatliche Einkommen- und Körperschaftsteuer 

17 071,6 

8 753,0 

9 675,9 

5 105,2 

9. 50 v. H. Länderanteil an der Einkommen- 





und Körperschaftsteuer 

8 535,8 

4 376,5 

4 838,0 

2 552,6 

10. Steuern der Länder nach dem Aufkommen .... 

1 1 590,9 

6 194,7 

6 474,5 

3 551,1 

(Anlage 1 Seite 1 Zeile 11) 





1 1 . Länderdurchschnitt *) 

11 177,1 

6 881,2 

5 786,9 

4 635,8 

12. Mehr- oder Minderbeträge 

+ 413,8 

-686,5 

+ 687,6 

-1 084,7 

13. Abzug von 8 v. H. des Länderdurchschnitts .... 


550,5 


370,9 

14. Fehlbeträge an 92 v. H. des Länderdurchschnitts 


-136,0 


- 713,8 

15. 30 v. H. Länderanteil an der Umsatzsteuer nach 





der Einwohnerzahl 2 ) 

3 108,7 

1 913,8 

1 609,5 

1 289,3 

16. Abzug von einem Viertel 

-777,2 

-478,4 

-402,4 

- 322,3 

17. Verteilung von drei Vierteln nach der Einwoh- 





nerziahl 

2 331,5 

1 435,4 

1 207,1 

967,0 

18. Ergänzungsanteile bis 92 v. H. (Zeile 14) 


136,0 


713,8 

19. Auffüllung auf Mindestzuweisung (Zeile 16) 


342,4 



20. Restliche Anteile 3 ) 

257,7 


133,4 


21. Anteile an der Umsatzsteuer 

2 589,2 

1 913,8 

1 340,5 

1 680,8 

22. Abweichung der Umsatzsteueranteile vom Ein- 





wohnerschlüssel (Zeile 21 bis 15) 

~519,5 

— 

-269,0 

+ 391,5 

23. Mehrbeträge tin Zeile 12 

+ 413,8 


+ 687,6 


24. Unterschiede 

-105,7 


+ 418,6 


25. Anteile an der Umsatzsteuer nach Zeile 21 .... 

2 589,2 

1 913,8 

1 340,5 

1 680,8 

26. Ausgleich des Fehlbetrages am Länderdurch- 





schnitt für Nordrhein- Westfalen 

+ 105,7 


- 55,6 


27. Anteile an der Umsatzsteuer insgesamt 

2 694,9 

1 913,8 

1 284,9 

1 680,8 


*) 655,95755 DM je Einwohner. — 2 ) 182,43946 DM je Einwohner. — 3 ) 15,12368 DM je Einwohner 
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und Körperschaftsteuer und an der Umsatzsteuer 1970 

Millionen DM 


Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- j 
Holstein 

Saarland 

j 

Hamburg 

Bremen 

j insgesamt 

Berlin 

3 407,2 

1 396,9 

1 051,8 

470,0 

2 097,7 

581,5 

j 

32 090,0 

610,0 

1 486,3 

909,0 

662,1 

166,6 

1 030,6 

307,4 

18 680,0 

520,0 

4 893,5 

2 305,9 

1 713,9 

636,6 

3 128,3 

888,9 

50 770,0 

1 130,0 

685,1 

322,8 

240,0 

89,1 

438,0 

124,4 

7 107,8 

158,2 

4 208,4 

1 983,1 

1 473,9 

547,5 

2 690,3 

764,5 

43 662,2 

971,8 

333,5 

99,0 

17,4 

17,5 

179,6 

22,8 

1 825,0 

75,0 

1 846,0 

443,9 

184,3 

91,0 

812,6 

156,2 

10 990,0 

210,0 

6 387,9 

2 526,0 

1 675,6 

656,0 

3 682,5 

943,5 

56 477,2 

1 256,8 

3 193,9 

1 263,0 

837,8 

328,0 

1 841,3 

471,7 

28 238,6 

628,4 

4 251,9 

1 812,4 

1 153,3 

487,0 

2 361,2 

632,3 

38 509,3 

1 004,0 

3 528,5 

2 400,5 

1 670,4 

740,6 

1 192,9 

495,4 

38 509,3 


+ 723,4 

-588,1 

-517,1 

-253,6 

+ 1 168,3 

+ 136,9 

±3 130,0 



192,0 

133,6 

59,2 






-396,1 

-383,5 

-194,4 





981,4 

667,6 

464,6 

206,0 

331,8 

137,8 

10 710,5 

389,5 

-245,3 

-166,9 

-116,1 

- 51,5 

- 83,0 

- 34,5 

-2 677,6 

- 97,4 

736,1 

500,7 

348,5 

154,5 

248,8 

103,3 

8 032,9 

292,1 


396,1 

383,5 

194,4 



1 823,8 








342,4 

97,4 

81,4 




27,5 

11,4 

511,4 


817,5 

896,8 

732,0 

348,9 

276,3 

114,7 

10 710,5 

389,5 

-163,9 

+ 229,2 

+ 267,4 

+ 142,9 

- 55,5 

- 23,1 

±1 031,0 


+ 723,4 




+ 1 168,3 

+ 136,9 

+ 3 130,0 


+ 559,5 




+ 1 112,8 

+ 1 13,8 | 

+ 2 099,0 


817,5 

896,8 

732,0 

348,9 

276,3 

114,7 

10 710,5 

389,5 

- 33,9 




- 11,5 

- 4,7 

± 105,7 

— 

783,6 

896,8 

732,0 

348,9 

264,8 

110,0 

10 710,5 

389,5 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


In Artikel 1 erhält § 11 a folgende Fassung: 

„§ 11a 

Ergänzungszuweisungen des Bundes 

(1) Der Bund gewährt den nachstehenden aus- 
gleichsberechtigten Ländern im Ausgleichsjahr 1970 
folgende Ergänzungszuweisungen: 

Bayern 18 000 000 DM j 

Niedersachsen 38 000 000 DM j 

Rheinland-Pfalz 22 000 000 DM j 

Saarland 6 000 000 DM I 

Schleswig-Holstein 16 000 000 DM 

(2) Der Bund gewährt den nachstehenden aus- j 
gleichsberechtigten Ländern im Ausgleichsjahr 1971 j 
folgende Ergänzungszuweisungen: 

Bayern 54 000 000 DM 

Niedersachsen 114 000 000 DM j 

Rheinland-Pfalz 66 000 000 DM 

Saarland 18 000 000 DM 

Schleswig-Holstein 48 000 000 DM 

(3) Die Zuweisungen nach Absatz 1 und 2 sind 
mit je einem Viertel ihres Betrages am 15. März, 
15. Juni, 15. September und 15. Dezember fällig." 


Begründung 

Die von der Bundesregierung vorgesehenen Ergän- 
zungszuweisungen für die ausgleichsberechtigten 
Länder in Höhe von 100 Millionen DM reichen nicht 
aus, um die Finanzausstattung dieser Länder so zu 
verbessern, daß sie die ihnen obliegenden Aufgaben 
erfüllen können. Im Hinblick auf eine konjunktur- 
politische Situation im Jahre 1970 wird davon ab- 
gesehen, auch für dieses Jahr höhere Bundeshilfen 
zu fordern, obwohl manches dafür spricht, den mit 
Problemgebieten besonders belasteten leistungs- 
schwachen Ländern gerade auch in der Hochkon- 
junktur verstärkte strukturpolitische Leistungen zu 
ermöglichen. 

Für 1971 lassen die Haushalts- und Finanzplanungs- 
daten nach dem gegenwärtigen Stand der Arbeiten 
schon eindeutig erkennen, daß die finanzschwachen 
| Länder auf Bundesergänzungszuweisungen minde- 
stens in Höhe von 300 Millionen DM zum Ausgleich 
ihrer Haushalte angewiesen sind. Die leistungs- 
schwachen Länder bleiben mit ihrer Finanzkraft 
auch bei Gewährung dieser Ergänzungszuweisungen 
noch erheblich unter dem Länderdurchschnitt. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


An der Regierungsvorlage wird festgehalten. 

Schon die Gewährung von 100 Millionen DM Er- j 
gänzungszuweisungen ist ein Entgegenkommen des 
Bundes, zumal bei der Aufteilung der Umsatzsteuer 
zwischen Bund und Ländern davon ausgegangen 
wurde, daß bei einem Länderanteil von 30 v.H. keine 
Ergänzungszuweisungen des Bundes erwartet wer- 
den dürften. 

Wenn die Mehrheit der Länder den durch das Län- 
derfinanzausgleichsgesetz vom 28. August 1969 ge- 
fundenen Ausgleich der unterschiedlichen Finanz- 
kraft der Länder nicht als „angemessen“ im Sinne 
des Artikels 107 Abs. 2 Satz 1 GG betrachtet, wäre 
es der nach der Verfassung vorgezeichnete Weg, 
daß sie für eine weitere Verbesserung des Finanz- 
ausgleichs unter den Ländern durch Gesetzesände- 
rung einträten. Eine über die jetzige Regelung hin- 
ausgehende Verstärkung der Finanzkraft der lei- 
stungsschwachen Länder wäre bekanntlich zu er- 
reichen, wenn die Steuereinnahmen dieser Länder 
durch Ausgleichsleistungen auf einen höheren Satz 
als 95 v. H. der Ausgleichsmeßzahl aufgefüllt werden 
könnten. Eine Verbesserung würde sich auch erge- 
ben, wenn die Steuern der Gemeinden bei der Be- 
rechnung des Länderfinanzausgleichs nicht lediglich 
— wie bisher — nur zur Hälfte, sondern voll berück- 
sichtigt würden. Damit würde die in der Neurege- 
lung enthaltene Diskrepanz zwischen der nominell 
und der effektiv erzielten Ausgleichswirkung weit- 
gehend abgebaut. 

Der Bundesminister der Finanzen hat bereits in sei- 
ner Antwort auf die Kleine Anfrage der Bundestags- 
abgeordneten Bremer, Dr. Pohle, Dr. Schmidt (Wup- 
pertal), Krammig und Genossen vom 19. Juni 1970 
(Drucksache VI/966) darauf hingewiesen, daß die 
Bundesregierung es für verfrüht hält, so kurz nach 


der Finanzreform eine Neuregelung in Aussicht zu 
nehmen, daß sie es aber keinesfalls mit dem Auf- 
träge des Artikels 107 des Grundgesetzes vereinbar 
hält, wenn versucht wird, statt des notwendigen 
Ausgleichs unter den Ländern den Bund ersatzweise 
über Ergänzungszuweisungen in Anspruch zu neh- 
men. Artikel 107 Grundgesetz sieht lediglich subsi- 
diär die Möglichkeit vor, daß der Bund aus seinen 
Mitteln leistungsschwachen Ländern Zuweisungen 
zur ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Finanz- 
bedarfs gewährt. 

Zu dem Hinweis des Bundesrates auf die besonde- 
ren Belastungen der leistungsschwachen Länder mit 
Problemgebieten ist zu bemerken, daß der Bund 
neben den für 1970 und 1971 vorgesehenen jähr- 
lichen 100 Millionen DM Ergänzungszuweisungen 
seine Haushaltsmittel für Maßnahmen zur Förde- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur 1970 gegen- 
über den früheren Ansätzen um 125 Millionen DM 
erhöht hat. Für 1971 ist eine weitere Erhöhung um 
25 Millionen DM vorgesehen. Diese Mittel kommen 
vorwiegend den finanzschwachen Ländern zugute. 
Außerdem ergibt sich durch das Investitionzulagen- 
gesetz eine ins Gewicht fallende Verstärkung der 
regionalen Wirtschaftsförderung. 

Für eine Gewährung von zusätzlichen 200 Millio- 
nen DM Ergänzungszuweisungen in 1971 sieht die 
Bundesregierung im Bundeshaushalt in Anbetracht 
der Aufgabenfülle des Bundes keinen Spielraum. 
Abgesehen davon besteht angesichts der günstigen 
Steuerentwicklung der Länder für eine solche Er- 
höhung der Ergänzungszuweisungen keine Veran- 
lassung. Für die Jahre 1971 bis 1974 wird sich nach 
neuesten Schätzungen die durchschnittliche jährliche 
Zuwachsrate der Steuereinnahmen bei den Ländern 
auf 8,2 v. H., beim Bund dagegen nur auf 6,9 v. H. 
belaufen (Basis 1970). 


11 



